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Pankow -  eine herzlose Bürokratie
Was die SED als „die kleinen Dinge“ diskutieren will

Seit knapp zw ei Wochen hat die SED in der Sowjetzone eine 
neue Diskussion in Gang’ gebracht. „D ie  tausend kleinen 
D inge“  ist das Schlagwort fü r  diese hochinteressante Ausein­
andersetzung, d ie ein grelles Schlaglieht auf den Charakter des 
SED-Staates w irft. D ie  Parte i entdeckt auf einmal, daß sie 
über ihrer w irtschaftlichen und politischen Planung einfach 
den Menschen vergessen hat. Daß es in  ihrer Zone zwar neue 
Stahlwerke g ibt, aber kein Butterbrotpapier. Daß sie den 
Menschen auf w eite Sicht eine 40-Stunden-Woche verspricht, 
aber nicht verhindern kann, daß die m itarbeitenden Frauen 
nach Feierabend eine geschlagene Stunde vor dem ‘ Konsum 
Schlange stehen. P lötzlich  erkennt sie die politische W ich tig­
keit der „tausend kleinen D inge“ , die den A lltag  des Zonen-
bewohners bilden.
D ie SED hat es sich in diesen 

Jahren etwas leicht gemacht. 
Sie schwelgte in Planziffern und 
Erfolgsstatistiken und wußte 
zum Schluß selbst nicht mehr, 
w ie es draußen in der Zone 
w irklich aussali. Und wo sie es 
wußte, versuchte sie die Augen 
davor zu verschließen. „M orgen 
leben w ir  im  Überfluß!“  Diese 
stalinistische Parole konnte 
ein ige Zeit verhalten, heute aber 
erscheint sie angesichts der T a t­
sachen überholt.

„W ir  müssen die Schwarz­
weißm alerei beiseite stellen“ , 
sagt die' SED jetzt und gibt 
bruchstückweise zu, was jeder 
Zonenbewohner seit langem 
w eiß : Daß der “einfache Mensch 
in  der Zone genau so fle iß ig  ist 
w ie sein Bruder in der Bundes­
republik und trotzdem  w eit 
schlechter leben muß . . .

Der F a ll P ro f. Behrens

M it einer verlegenen Geste hat 
die Parte i am letzten Sonntag 
den „F a ll P ro f. Behrens“ aus 
der W e lt geschafft. D ieser P ro f. 
Dr. F r itz  Behrens ist ein füh­
render SED - Nationalökonom, 
der die in Moskau verkündete 
„F reiheit der W issenschaft“  be­
reits im  A pril zu einer Attacke 
gegen die stalinistischen D og­
m atiker des SED-Politbüros 
nutzte. Behrens w ies an Hand 
nur den Spitzenfunktionären zu­

gänglichen Statistiken nach, daß 
der A rbeiter in der Bundesre­
publik einen weitaus höheren 
Lebensstandard besitzt als sein 
K o llege  in einem sowjetzonalen 
YEB . E r w iderlegte die Stalin­
these von der „unausbleiblichen 
Verelendung Westdeutschlands“ 
und w ies nach, daß die „D D R " 
der Bundesrepublik also auch 
sozial unterlegen ist.

E in wütendes Trom m elfeuer 
aus dem SED-Zentralkomitee 
gegen P ro f. Behrens %var die 
Antwort. D ie Vertreter der sta­
linistischen L in ie , w ie die SED- 
Professoren Lem m nitz und Nau­
mann, versuchten Behrens des 
ideologischen Verrats und klas­
senfeindlicher Verleumdung zu 
bezichtigen. D ie „Behrens-Dis­
kussion“ entfachte an den w irt­
schaftswissenschaftlichen Insti­
tuten der Ost-Universitäten eine 
kleine Revolution. N u r die R e ­
volte des Sowjetprofessors Var- 
ga  gegen Stalin läßt sich mit 
diesen Vorkommnissen verg le i­
chen.

Jetzt hat P ro f. Behrens ge­
siegt. Im  SED-Zentralorgan er­
klärte er, keines seiner W orte 
zurückzunehmen. „Ich  habe eine 
andere Vorstellung vom  wissen­
schaftlichen Meinungsstreit als 
Naumann und Lem m nitz,“ sagte 
er. D er SED blieb nur übrig, 
die w eitere Diskussion auf die 
Spalten der nicht jedermann zu­

gänglichen Fachpresse zu ver­
schieben. Außerdem ordnete sie 
an, die Parteipresse solle der­
artige Diskussionen erst dann 
aufgreifen , wenn „ideologische 
Übereinstimmung“ bestünde. 
F ra g t sich nur, ob es gegen­
w ärtig  in  der SED überhaupt 
eine Übereinstimmung zwischen 
den an alten Theorien festhal­
tenden Stalinisten und den a ll­
mählich mutig werdenden „R e ­
bellen“ geben kann.

„Das ist Irrsinn*1

D ie nächste Feststellung aber 
bezieht sich auf den sow jetzo­
nalen Staatsapparat. Der b rit i­
sche Kommunist Gordon Schaf­
fer, M itarbeiter der Ostpresse, 
hat die SED-Staatsmasehine 
kürzlich als eine „Ansammlung 
herzloser Bürokraten“  bezeich­
net. Und in einem auf Grund 
eigener Erlebnisse geschriebe­
nen A rtike l festgestellt: „Das 
ist doch keine Wachsamkeit 
mehr, das ist doch Irrs in n !“ 
D ie  SED selbst hat ihre jahre­
lange „Wachsamkeitskampagne“ 
als N arretei klassifiziert. W a r­
um aber können sich die K in ­
der ohne ihre E ltern keine 
Streuselschnecke mehr kaufen, 
wenn herzlose Bürokraten in 
Ostberlin nach w ie vo r auf 
einer blödsinnigen Ausweis­
pflicht bestehen? W arum  müs­
sen schwerarbeitende Frauen 
abends zwei Stunden auf den 
E inkauf verschwenden? Es ist 
nicht nur der politische Terror, 
der die Menschen in der Zone 
bedrückt. Es g ib t auch einen 
„T e rro r  der tausend kleinen 
D inge“ , der das Leben dort drü­
ben zur H ölle  machen kann. 
Man kann darüber diskutieren, 
aber nicht auf der Basis eines 
m it großen Propagandaauf­
wand zitierten Einzelfalles. Die 
SED muß ihre E instellung zu 
den Menschen ändern.
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Wehrpflicht und 
Einheit

D er Bundestag hat m it der 
Annahme des W ehrpflichtge­
setzes eine staatsbürgerliche 
Verpflichtung w ieöerhergestellt, 
die 1945 im  Strudel des Zusam­
menbruches erlosch, nachdem 
sie zuvor in einer fürchterlichen 
W eise mißbraucht worden war. 
D ie M öglichkeit der Selbstver­
teid igung schien uns Deutschen 
fü r a lle Zukunft versagt zu 
sein. Daß w ir  damit den Wech­
selfällen der Geschichte auf 
Gnade und Ungnade ausgelie­
fe rt waren, mußte hingenom- 
rnen werden und wurde im W ir ­
bel der Nachkriegszeit nicht ein­
mal sehr empfunden. A ber was 
die Berliner im  Juni 1948 m it 
dem Blockadebeginn erfuhren, 
das wurde den Westdeutschen 
zw e i Jahre später deutlich ge­
macht —  die Gefährdung, in der 
sich unser Volk  ständig befand. 
W enn der m ilitante Kommunis­
mus im  Sommerbeginn 1950 
nicht von Norden nach Süden 
in  Korea, sondern von Osten 
nach W esten in  Deutschland 
marschiert wäre, dann hätte 
ihm von deutscher Seite nichts 
w eiter entgegentreten können 
als die Gendarmerie und die 
Feuerwehr in Helmstedt. Da­
mals offenbarte sich die P flich t 
der Regierung, unserem Volk 
w ieder die M öglichkeit zu ge­
winnen, daß es sich gegen po li­
tisch - m ilitärische Einbrecher 
auch selber verteidigen, w en ig­
stens m itverteidigen, kann.

Der W eg  w ar mühsam. E r 
führte von dem ursprünglichen 
französischen P lan kleinster 
deutscher Einheiten unter frem ­
dem Kommando über die Euro­
päische Verteid igungsgem ein­
schaft (EVG ) bis zur jetzigen  
eigenständigen deutschen Bun­
deswehr innerhalb des ngrd- 
atlantischen Bündnispaktes. V ie­
les hat sich seith fr in der 
W e lt abgespielt, die* Konzep­
tionen haben sich geändert, die 
Gegensätze neue, scheinbar 
m ildere Form en ah£enornmen* 
aber Unsicherheit ünd Unge­
w ißheit der M itte Eih'°Pas sind 
geblieben. Deshalb &*** *n der 
noch immer vom jjachtdenken 
beherrschten W e lt $as Gebot

der Vernunft, sich auch selber 
zu  verteidigen, w&nn man ge­
schützt sein w ill —  und das ist 
der Sinn des Wehrdienstes.

Eine Erfahrung

Nun sind W ehrdienst und 
W ehrpflicht nicht unbedingt 
identisch. Seit Jahren w ird  die 
F rage  diskutiert, ob nicht eine 
Berufsarmee aus F re iw illigen  
im  Zeitalter der Atom waffe die 
bessere Lösung sei. D ie m ilitä­
rischen Fachieute sind darüber 
nicht ein ig, die Mehrzahl ist 
fü r W ehrpflicht. Unübersehbar 
jedoch ist die Tatsache, daß im 
Osten und im  W esten trotz der 
Atom waffe allgemeine W ehr­
pflicht besteht 'und aufrecht­
erhalten w ird . Und unüberseh­
bar ist die Erfahrung des zwei­
ten W eltkrieges. D ie R o lle der 
Superwaffe, die heute die 
Atombombe hat, spielte damals 
das G iftgas. Es w ar vorhanden, 
wurde aber nicht angewandt, 
w eil ein „Gleichgewicht des 
Schreckens“ bestand. N ur hat 
es den zweiten W eltk rieg  mit 
anderen W affen nicht * verhin­
dert. Und deshalb tut man 
auch im Zeitalter der Atom ­
waffe gut, sich gegen „konven­
tionelle“ Angriffe  vorsorglich 
zu rüsten. Im  übrigen wurde in 
der Bundestagsdebatte m it 
Recht hervorgehoben, daß die 
Vergrößerung einer Armee 
durch W ehrpflicht nicht bedeu­
tet, man könne diese Armee 
nicht in kleine bewegliche E in­
heiten aufgliedern, w ie es ein 
A tom krieg erfordere.

D ie Opposition hat denn auch 
gegen die W ehrpflicht in letz­
ter Zeit die Akzente stärker auf 
politische als auf militärische 
Argumente gelegt. Die Bundes­
republik stelle sich, so w ird  
insbesondere vorgeworfen, mit 
der Aufrüstung in Gegensatz 
zur weltpolitischen Entw ick­
lung, d^e vom W illen  zur A b ­
rüstung bestimmt sei. D ie Bun­
desregierung hat . demgegen­
über — auch in der Debatte — 
immer w ieder betont, daß w ir  
im  Rahmen einer internationa­
len Vereinbarung zu jeder A b­
rüstung bereit sind. In W irk ­
lichkeit hindert unsere be­
schränkte Aufrüstung eine 
etwaige internationale A b ­
rüstung ebensowepig w ie un­
sere bisherige W ehrlosigkeit die 
internationale Rüstung. D ie 
militärischen K rä fte  ringsum 
sind ungleich viel stärker.

Nüchterne Zahlen machen die 
Situation am besten deutlich: 
Pankow  g ib t nach seiner an­
geblichen Entlassungsaktion 
noch einen Bestand von 90 000 
Soldaten zu, w as auf die Be­
völkerungsstärke umgerechnet 
rund 3ÖQ OOö Mann in  der Bun­
desrepublik erfordern würde — 
eine Zahl, von der w ir  heute 
unendlich w eit entfernt sind 
und. die w ir  nicht vor 1958 er­
reichen.

Was werden Sowjets tun?

Dennoch müßte man die bun­
desdeutsche W ehrpflicht ableh­
nen, wenn man nach ernster 
Prü fung zu der Ansicht käme, 
dadurch würde die W iederver­
ein igung politisch erschwert. 
W ir  aber glauben gerade, daß 
m it der W ehrpflicht ein Faktor 
in  die politische Auseinander­
setzung um Deutschland einge­
führt worden ist, der der W ie ­
dervereinigung förderlich ist. 
D ie Sow jets sind sicher R ea li­
sten genug, um den politischen 
W illen  von fü n fzig  M illionen 
Deutschen stärker zu beachten, 
wenn dieser W ille  von einem 
verteid igungsw illigen und ver- 
teidigungsfähigen Volk getra­
gen w ird. Solange die Bundes­
republik unbewaffnet war, ha­
ben sich die Sowjets nicht ge­
drängt gefühlt, ihre reale P o li­
tik  auf die Schaffung eines 
Systems kollektiver Sicherheit 
unter Einschluß eines w i e -  
d e r v e r e i n i g t e n  freien 
Deutschland zu konzentrieren. 
Sie haben sich nur auf gelegent­
liche propagandistische Andeu­
tungen beschränkt und tatsäch­
lich das separierte M ittel­
deutschland als kommunisti­
sches Sprungbrett gegen W est­
deutschland zu entwickeln ver­
sucht. In  Zukunft sollte fü r den 
K rem l die Überlegung prak­
tischer werden, ob ein wieder* 
vereinigtes, aber nichtkommu­
nistisches Deutschland im  Rah­
men eines, Systems kollektiver 
europäischer Sicherheit nicht 
auch für ihn besser w äre als 
siebzehn M illionen w iderw illige 
Deutsche an der Grenze zum 
Westen.
Ohne fremde Truppen?

Dazu ein anderes: Manches 
spricht dafür, daß die W ieder­
vereinigung von der Sow jet­
union sehr stark auch als eine 
F rage der Sicherheit angesehen

(Fortsetzung auf Seite 7)



Abrüstung bei Deutschland-Lösung
Eden antwortet Bulgarin

London (A P/D PA ). D er britische Prem ierm inister Eden hat 
den sowjetischen Ministerpräsidenten Bulgarin  nachdrücklich 
darauf hingewiesen, daß w irkliche Fortschritte in der Ab- 
rüstungsfrage nur erreicht werden können, wenn m it der A b ­
rüstung gleichzeitig auch d ie  politischen Fragen  —  und hier 
in erster L in ie  d ie Fragen  der W iederverein igung Deutschlands 
—  gelöst werden.
In  einer Note an Bulganin, 

die dessen letztes Schreiben in  
der Abrüstungsfrage beantwor­
tet, weist Eden ferner die so­
w jetische Anregung zurück, die 
in Deutschland stationierten 
Truppen ebenfalls zu vermin­
dern. In  Edens B r ie f heißt es 
dazu:

„Es erscheint. m ir nicht nütz­
lich, Ih re Vorschläge, soweit sie 
Deutschland betreffen, isoliert 
zu erwägen. Ich bin bemüht, 
M öglichkeiten zur Verm inde­
rung der Streitkräfte und der 
Rüstung zu finden. Aber um 
eine w irkliche Entspannung in 
Europa zu schaffen, müssen die 
Völker Westeuropas das Gefühl 
haben, daß die bestehenden 
Garantien fü r ihre Sicherheit 
beibehalten werden. A u f der 
anderen Seite würden umfas­
sende Maßnahmen, die beides 
einschließen —  Abrüstung und 
dringende politische Fragen, 
namentlich die W iederverein i-

Lieber Leser!
W ir  wollen gern w issen,-w ie die

gung Deutschlands —  einen 
w irklichen Fortschritt möglich 
machen. Ich w erde immer be­
re it sein, in  dieser Sache jede 
m ir mögliche H ilfe  zu gewäh­
ren."

Eden begrüßt in seiner Ant­
w ort die Ankündigung der so­
wjetischen Regierung, ihre 
Streitkräfte um 1,2 Millionen 
Mann zu vermindern, erklärt 
jedoch, daß solche einseitigen 
Schritte keinen Ersatz fü r ein 
weltweites Abrüstungsabkom­
men unter internationaler K on ­
tro lle darstellen.

SSO, herhfiren!
D er klein© T A G  w ird  ver­

sandt und verte ilt ohne
Rücksicht auf d ie politische 
Gesinnung des Empfängers. 
Gegner sind als Em pfänger
sogar besonders beliebt,
denn sie haben es nötiger 
als andere, d ie W ahrheit %u 
erfahren. W er Verdacht hat, 
daß seine Post überwacht 
w ird, kann den kleinen TA G  
also ruhig bei der Po lize i 
oder beim Bürgerm eister­
amt oder , bei seiner Dienst­
stelle abgeben. Übrigens
w ird er auch dort gern 
gelesen.

Herausgeber; Deutschland-Ver­

lag GmbH., Berlin-Tem pelhof 1, 

Manfred - von - S iehthofen-Str. 

Druck; W . Büxenstein, GmbH.

Polen weist Gnadengesuch zurück
„Gerechte Srafe“  für Aufständische 

L o «d on  (AP/DPA).., D er pol­
nische Staatspräsident Za- 
wadzki hat SO britischen La - 
bcurabgeordneten in einem 
Schreiben m itgeteilt, daß die 
Verantwortlichen fü r die Un­
ruhen und das B lutvergießen in 
Posen fü r ihre Taten zur 
Rechenschaft gezogen und ihre 
„gerechte S trafe" erhalten w er­
den. Bei den Verhafteten han­
dele es sich nicht um Arbeiter.

Das Schreiben Zawadzkis ist 
die Antw ort au f einen B rie f 
von 50 Labourabgeordneten, in 
dem diese um Gnade fü r die 
nach dem Posener Aufstand 
verhafteten Arbeiter gebeten 
hatten.

Verteilung unserer Wochenaus- sondern um „Agenten des Um ­
gäbe in der sowjetischen Be- Sturzes“ , die auf „Vertreter des
satzungszone funktioniert. Die Volksw illens" geschossen hät-
Namen unserer Deser ínteres- ten. D ie polnische Regierung
sieren uns dabei nicht, sondern werde jedoch gerecht und ohne
nur die Orte. Deshalb bitten Pachegefühle handeln,
w ir  Sie, eine Ansichts- oder 
Postkarte m it falschem Absen­
der, aber m it Angabe der Num ­
mer der Ausgabe, auf die Sie 
sich beziehen an folgende Adres­
se zu schicken:

D er Exekutivaussehuß des In ­
ternationalen Bundes F re ier 
Gewerkschaften hat die In ter­
nationale Arbeitsorganisation 
(Ilo ) aufgefordert, sich fü r die 
Freilassung der nach dem A u f­
stand verhafteten polnischen 
Arbeiter einzusetzen. Po len  ist 
M itg lied  der Ilo .

Neuer Aufstand Id Tibet
Peking setzt Bomber ein — Rebellion gegen Chinesen

Herrn E. R  e g  n i 
Berlin-Tem peUioi 1 

Manfred-v.-Richthofen-Str. 2, I I

Fa lls  Sie den kleinen TAG  
m it der Post erhalten, entfernen 
Sie b itte Ihre Anschrift, nicht' 
aber die Marke von dem B rie f­
umschlag und schicken Sie ihn 
in einem anderen Briefumschlag 
an die obige Anschrift,

W ir  danken Ihnen für Ihre 
H ilfe.

Kalim pong (Indien) (A P ), ln  
dem vom kommunistischen 
China besetzten T ibet sind die 
W iderstandskämpfe der einhei­
mischen Bevölkerung gegen die 
rotchinesische Besatzung von 
neuem entflammt. Die Chinesen 
setzen täglich Bomber zur Be­
kämpfung der „W iderstands- 
zentren“ ein.

Dies berichteten Reisende. 
P ilg e r  und politische Flücht­
linge in Kalimpong. Unter den 
Flüchtlingen befanden sich tibe­
tanische Beamte, die behaupte­

ten, M itg lieder der „M im ang" 
(tibetanische W iderstandspartei) 
zu sein. Danach versuche die 
„M im ang", eine eigene proviso­
rische Regierung in T ibet zu 
errichten.

Einer der Beamten erklärte, 
bei den Aufständen handele es 
sich um eine „offene Rebellion“ 
gegen die Chinesen, die zur 
Zeit in T ibet Truppen in Stärke 
von 150 000 Mann stationiert 
haben. W eitere 300 000 chinesi­
sche Soldaten stünden für 
einen Einsatz im östlichen Teil 
Tibets bereit.



Eisenhower kandidiert wieder
Begeisterung bei den Republikanern

Gettysburg (AP/D PA ). P rä s i­
dent Eisenhower hat führenden 
republikanischen K ongreßabge- 
ordneten in  Gettysburg m itge­
teilt, daß er sieh trotz seiner 
jüngsten Erkrankung im  H erbst 
erneut um das Am t des P rä s i­
denten bewerben w ill. In  repu­
blikanischen Parteikreisen hat 
der Entschluß Eisenhowers Be­
geisterung hervorgerufen.

Senator Knowland, der repu­
blikanische Fraktionsführer im 
Senat, gab die Entscheidung 
des Präsidenten nach einer Be­
sprechung der Abgeordneten 
und M itarbeiter des W eißen 
Hauses m it Eisenhower be­
kannt. E r sagte: „D er Präsident 
und w ir  sehen einer krä ftigen  
und aktiven Führung des W ah l­
kampfes unter Eisenhowers L e i­
tung entgegen.“ D ie  F rage  der 
Kandidatur fü r die V izepräsi­
dentschaft ist nach M itteilung 
Knowlands nicht erörtert w or­
den. Der gegenw ärtige V izeprä­
sident N ixon  w ill sich w ieder 
um diese Kandidatur bewerben, 
doch ist er in Kreisen der R e ­
publikanischen Pa rte i stark um­

stritten. D ie  Frage, w er V ize­
präsident w ird, ist insofern von 
Bedeutung, als dieser beim 
Tode oder der Amtsunfähigkeit 
des Präsidenten dessen Am t 
übernehmen muß.

Eisenhower sah sonnenge­
bräunt aus und w ar ausgezeich­
neter Stimmung. E r sei jetzt 
„besser in Form " als im  F e­
bruar, als er sich nafh seiner 
Herzkrankheit entschloß, noch 
einmal fü r die Präsidentschaft 
zu kandidieren, ließ der P räsi­
dent m itteilen.

Sowjet-Luftwaffe nicht überlegen
Aber überraschende Vielzahl von Flugzeugarten

W ashington (A P ). V or dem 
Wehrausschuß des TJS-Senats 
hat der Oberbefehlshaber der 
Lu ftstre itkräfte , General T w i- 
ning, versichert, daß die So­
w jets trotz großer Fortschritte 
in  der Flugzeugentwicklung die 
U SA bis je tz t nicht überholt 
hätten.

W ie  Tw in ing  m itteilte, ist es 
ihm während seines Aufenthal­
tes in der Sowjetunion nicht ge­
lungen, etwas über die sow je­
tische Bomberproduktion, über 
lenkbare Raketengeschosse und 
Kernwaffen  zu erfahren. D ie 
Sow jets hätten w en iger In fo r­
mationen gegeben als sie selbst 
mühelos aus amerikanischen In ­
formationen erfahren könnten.

Chrustschow beleidigt Gäste
Peinlicher Vorfall mit Ausländern

London (AP/D PA ). Der sow je­
tische Parteisekretär Chru- 
stschow hat nach Berichten der 
Londoner Zeitungen „D a ily  
M a il“ und „D a ily  Te legraph" 
am 24. Juni auf einem vom  so­
wjetischen Verteid igungsm ini- 
sterium gegebenen Em pfang die 
geladenen V ertreter fast a ller 
Nationen in betrunkenem Zu­
stand schwer beleid igt. Der 
amerikanische Lu ftwaffenchef 
Tw in ing, der an dem Em pfang 
teilnahm, bestätigte in W a ­
shington die Berichte der Lon ­
doner Zeitungen. Chrustschow 
habe sich „ziem lich unange­
nehm“ benommen.

Der „D a ily  Telegraph" nennt 
den Vorfa ll „d ie bisher un­
glaublichste Episode in der un­
glaublichen Karriere des Mr. 
Chrustschow“ und behauptet, 
daß alle Inform ationen über die 
Angelegenheit von der sow jeti­
schen Zensur unterdrückt w or­
den seien.

Im  einzelnen heißt es in dem 
A rt ik e l: „M r. Chrustschow
wählte diesen Augenblick, um 
sogar seinen eigenen Rekord in 
betrunkenem Benehmen zu 
schlagen, und Marschall Bulga- 
nin w ar daran bete iligt. D ie 
beiden Führer gerieten zuerst 
in  einen Streit darüber, w er 
von ihnen eine Rede halten 
sollte . . .  es gelang Mr. Chru­
stschow sodann, nahezu jeden 
Gast aus nahezu jeder vertrete­
nen Nation zu beleid igen. Diese 
Beschimpfungen waren sowohl 
nationaler als auch persönlicher 
A r t . . . Dem unglücklichen M är­
schall Schukow blieb es über­
lassen, die Scherben w ieder zu 
kitten. E r  entschuldigte sich 
persönlich bei vielen der belei­
digten Gäste . . . D iejenigen, 
denen Mr. Chrustschows täg ­
liches Treiben bekannt ist, fra ­
gen sich, w ielange jemand einer 
solchen Trinkerei gewachsen 
ist. Sie fragen sich, w ielange 
seine Ko llegen  sich m it einem 
derartigen Benehmen abfinden?“

Tw in in g  hat jedoch festge­
stellt, daß die Sowjets eine 
überraschende V ielzahl von 
Flugzeugarten entwickeln und 
die Konstruktionen der meisten 
Maschinen „einen hohen Stan­
dard wissenschaftlichen und 
technischen Talents“ erkennen 
lassen. D ie Sowjets leisteten 
auch P ion ierarbeit auf dem Ge­
b iet der modernen F lugzeug­
entwicklung.

Nur Scheinabrüstung
Paris (A P ). Das Oberkom­

mando der N ATO -Stre itkräfte 
hat in  einem Lagebericht dar­
auf liingewiesen, daß die So­
wjetunion noch immer über 
175 Divisionen verfügt und daß 
auch die von der Sowjetunion 
angekündigte Verminderung 
der Streitkräfte um 1,2 M illio ­
nen Mann keine Veränderung 
der militärischen Lage  bringen 
werde.

D ie  Entlassenen würden in 
die Reserve übergeführt und 
könnten als gut ausgebildete 
Soldaten jederzeit w ieder zur 
Fahne gerufen werden.

Der Bericht w eist darauf hin, 
daß die Sowjetunion bereits 
seit langem periodische M obil­
machungsübungen durchführt, 
bei denen die Kader der R e­
servedivisionen innerhalb von 
SO Tagen  auf vo lle Stärke auf­
gefü llt werden. D er Sowjetblock 
w erde daher nach w ie vor 
SO Tage nach der Mobilmachung 
über 400 einsatzbereite D ivisio­
nen verfügen.

über die Truppenstärke der 
Sowjetunion macht der Bericht 
im  einzelnen folgende Angaben: 
in  der Sowjetzone steht eine für 
den schnellen Vormarsch nach 
W esten bestimmte Heeres­
gruppe, die 22 sowjetische D iv i­
sionen, in der Mehrzahl Panzer­
divisionen, umfaßt. D ie  Aus­
rüstung der Divisionen ist in 
fast allen Fällen  kriegsmäßig.



So sind sie wirklich t

Von der Unmündigkeit des Genies
P  s' g ib t Künstler, deren Kunst 

ist so groß, daß sie nicht 
einmal durch menschliche T o r­
heiten geschmälert -werden 
kann. Bewegen sie sich in  der 
Po litik , zeigen sie sich zuwei­
len von einer Unmündigkeit des 
Genies, die von der Um welt 
größte Toleranz verlangt. Denn 
diese Umwelt verdankt dem 
Künstler ja  nicht in erster 
L in ie  seine Torheiten, sondern 
sein alle Torheiten überdauern­
des W erk.

Im  Elfenbeinturm  des von der 
SED hofierten Dichters lebt 
heute Bertolt Brecht. Sein In ­
tellekt wehrt sich gegen die 
Zumutung, diesem Regim e 
Kunst zu schenken. So erkauft 
er sich seine U ntätigkeit durch 
gelegentliche politische Erklä­
rungen, die fü r die SED nur 
wegen seiner Unterschrift von 
Nutzen sind. D ie letzte dieser 
Erklärungen galt der W ehr­
debatte im deutschen Bundestag. 
Brecht und die Soldaten

Brecht warnte vo r der um­
strittenen W ehrpflicht. E r 
spracjj vom  A tom zeitalter und 
von einem dritten K rieg . E r 
vergaß aber zu erwähnen, w ie 
es dazu gekommen ist. Und er 
vergaß auch, was der Dichter 
zu anderer Zeit über die Solda­
ten dachte. A ls die Wehrmacht 
in  Rußland einmarschierte, lobte 
Brecht die militärische Führung 
Stalins, die das Sowjetland in 
einen M ilitärstaat verwandelt 
hatte. „N icht ungewappnet läßt 
sich die Freiheit fre i bewah­
ren !"  Den Westmächten w arf 
B ertolt Brecht zur gleichen 
Stunde vor, durch mangelnden 
Mut zur W affe H itle r  fre ie 
Hand gelassen zu haben. „H ä t­
ten vor Paris und am Kanal 
starke Heere gestanden, der 
Wahnsinn wäre früh gestor­
ben . . . “  Mußten ausgerechnet 
jene, die Brecht soviel verdan­
ken, den Dichter zum Zwieden- 
ken verleiten? H atte die SED 
keinen anderen Propagandisten?

Bertolt Brecht ist ideeller 
Kommunist. 1898 als Sohn eines 
Augsburger Papierfabrikanten 
geboren, studierte er in Mün­
chen Naturwissenschaften und 
Medizin. 1918 diente er als 
Sanitäter beim M ilitär. E r  ist 
an sich Pazifist, mußte diesen

B E R T O L D  BRECHT

Standpunkt unter dem K om ­
munismus jedoch mehrfach re­
vidieren. Während des anschlie­
ßenden Studiums in B erlin  er­
schienen seine ersten Gericht­
bände, 1919 das Schauspiel 
„Trom m eln in der Nacht". D ra­
m aturg an den Münchener 
Kammerspielen und am „Deut­
schen Theater" in Berlin  sind 
die nächsten Stationen.

1928 w ird  die „Dreigroschen­
oper" uraufgeführt. In  der 
Marxistischen Arbeiterschule 
stößt er endgültig zu den K om ­
munisten. E r erkennt das Ziel, 
versteht es zu idealisieren und 
verschließt die Augen vo r der 
harten W irklichkeit, m it der er 
nach den Umwegen europä­
ischer Em igration in der So­
w jetunion in Berührung kommt. 
1941 verließ er Stalin

In  Moskau w irk te er als H er­
ausgeber einer Zeitschrift, die 
von den Sowjets nur geduldet 
wurde. Brechts Individualis­
mus paßte nicht in den Sow jet­
alltag, seine Gastgeber be­
nötigten nur den ruhmgeworde­
nen Namen. 1941, kurz bevor 
der K r ie g  im  Osten begann, 
verließ er Stalin, um in K a li­
forn ien von neuem zu begin­
nen.

In  dieser Zeit entstanden 
seine größten Schauspiele und 
Dramen. D ie Tausende von K ilo ­
metern, die zwischen ihm und

der sozialistischen W irklichkeit 
lagen, gaben ihm dis K ra ft, 
den Kommunismus zu idealisie­
ren. 1948; kehrte, er über die 
Schweiz nach der Zone , zurück.

D ie  SED schuf ihm sein 
jetz iges H eim  und ist ent­
täuscht, daß er fü r sie nichts 
schaffen w ill und kann. N atio­
nalpreis und Stalinpreis ent­
hoben ihn a ller wirtschaftlichen 
Sorgen. E r hat die M öglichkei­
ten, von denen' ein Dramaturg 
nur träumen kann. Aber er hat 
w eder die innere noch die 
äußere Freiheit, ohne die ¡ ein 
Brecht nun einmal nicht leben 
kann¿ D ie dogmatischen SED- 
L iteraten  begannen ihn - zu 'be­
kritteln, er ' selbst mußte sich 
von einem seiner hintergrün­
digsten W erke öffentlich distan­
zieren. D er Individualist Brecht 
mußte „Das Verhör des Luku l­
lus“ umschreiben, w e il zweit­
klassige SED-Kulturfunktionäre 
dies b e fa h le n .. ;

D E F A  gab ihm Hausverbot
Brechts Reaktionen sind 

sprunghaft w ie  sein Intellekt. 
An fang dieses Jahres zerstörte 
e r  durch individualistische 
Hartnäckigkeit die SED-Pläne 
fü r einen „M utter Courage“- 
Monstrefilm . D ie D E F A  erteilte 
dem Künstler Hausverbot, und 
es sah ein ige Wochen fast so 
aus, als würde Brecht nach 
Österreich gehen, um den SED- 
Staat fü r immer zu verlassen. 
Und je tz t w ieder diese Erk lä­
rung fü r die SED, obwohl doch 
Brecht einer eigenen Sprache 
m it eigenen Argumenten fäh ig 
wäre.

Es wäre falsch, Brecht darum 
zu meiden oder sein W erk  zu 
schmälern. Auch W'enn er am
17. Juni 1953 Ulbricht' schrieb: 
„Es ist m ir ein . Bedürfnis, 
Ihnen in diesem Augenblick 
meine Verbundenheit m it der 
Sozialistischen Einheitspartei 
Deutschlands auszudrücken!" 
Bertolt Brecht ist nur der 
lebende Beweis fü r ■ die . Un­
möglichkeit, als Individuum 
einem K o llek tiv  zu dienen. Und 
gerade Brecht hätte die Gabe 
besessen, als Mahner und Rufer 
im  eigenen Lager jene Situation 
zu verhindern, die ihn heute zu 
einseitigen Appellen an die 
menschliche Einsicht treibt.



Ist Ulbricht ein Historiker?
Warum es kein Geschichtswerk über die Sowjetzone gibt

Die Hevisioii des' Stalinismus in der Sowjetunion zw ingt 
auch die SED, ihre Ansichten über den Ablauf der Geschichte 
zu überprüfen. Zahlreiche historische Irrtüm er dieser Parte i . 
rühren aus einer fälschen Geschichtsbetrachtung her. Noch 
heute werden selbst deutsche Klassiker des Kommunismus w ie 
M arx  und Engels aus dem Russischen zu rückübersetzt und mit 
den Kommentaren stalinistischer Gesehlchtsprofessoren ver­
kauft. Das hat zu Entstellungen und verhängnisvollen F eh l­
beurteilungen geführt. Ein anderer Punkt aber beunruhigt die 
SE D : Es g ib t bis heute kein einziges gesehichtswissenscliaft- 
lickes W erk, daß sich von.kommunistischer Sieht m it der En t­
w icklung der KPD/SED und der Entwicklung des Sowjetzonen- 
staates befaßt.

sondern daß dieses Buch von 
einem ehemaligen Sekretär 
Bruno Leuschners und heuti­
gen SED-Redakteur geschrieben 
werden mußte. Ulbrichts „M a­
terialien .zur neueren deutschen 
Geschichte“ , unter welchem 
Sammelbegriff je tz t ein ige Bü­
cher verlegt werden, sind das 
W erk  eines Redaktionskolle­
giums, das sich um eine Dar­
stellung aus Zeitungs-Archiv­
materialien bemüht’.

W ilhelm  Piecks Bücher sind 
zum wesentlichen T e il von Otto 
W inzer, dem Chef der Präsid ia l­
kanzlei, geschrieben. Zwei Bü­
cher verfaßte W a lter Bartel, 
Piecks ehemaliger Privatsekre­
tär, der je tz t in L e ip z ig  als 
Professor doziert. 
Geschichtsfälschungen 

D er SED selbst fä llt  es schwer,

W ie  auf allen Gebieten seit 
der Verdammung Stalins haben 
auch hier die SED-Führer so­
fo rt  die Schuld dafür auf die 
W issenschaftler abgewälzt. Um 
von diesen jetzt eine gehar­
nischte Antw ort zu erhalten:
1. In  der Sowjetzone ist es seit 
1945 das P r iv ile g  des Pa rte i­
sekretärs und seiner Politbüro­
m itglieder, Geschichtsbücher zu 
schreiben. 2. Keinem  W issen­
schaftler der Zone stehen heute 
jene M aterialien und Staats­
archive zur Verfügung, ohne die 
es keine Geschichtsforschung 
geben kann. S. Jeder Student 
oder Dozent einer Zonenuniver­
sität ist bei der Suche nach 
M aterial über die neuere Ge­
schichte auf die einschlägigen 
Bücher Ulbrichts, Piecks und 
ein iger anderer M itg lieder des 
Zentralkomitees angewiesen. 4. 
Keines dieser Bücher kann den 

■ Anspruch erheben, eine auch nur 
annähernde Darstellung der 
tatsächlichen geschichtlichen 
Vorgänge zu bieten. A u f der ’ 
Grundlage solcher Erkenntnisse 
beginnt im  Juli 1956, e lf Jahre 
nach dem K rieg, die Auseinan­
dersetzung um eine sowjetzonale 
Geschichtswissenschaft!

W er schreibt Ulbrichts Bücher?
Es ist in Parteikreisen kein 

Geheimnis, daß U lbricht kein 
einziges seiner Bücher selbst 
geschrieben hat.- E in Stab von 
akademisch gebildeten oder auf 
der Parteihochschule erzogenen 
Referenten produziert jene An­
häufung „geschichtlicher“ oder 
politökonomischer Werke, die 
unter dem Namen des 1. Sekre­
tärs im D ietz-Verlag erscheinen. 
So ist es erwiesen, daß Ulbricht 
z. B. an- dem inzwischen zu­
rückgezogenen „Lehrbuch über 
den Staats- und W irtschaftsauf­
bau“ keine Zeile verfaßt hat,

aus dem W ust von Geschichts­
fälschungen nunmehr ein Ge­
schichtsbild von ideologisch ver­
tretbarer O bjektivität zu gew in­
nen. Es g ibt D inge, w ie z. B. 
den „Vereinigungsparteitag 
SPD /KPD “ , über die is t in kei­
nem SED-Archiv mehr ein Ori­
ginalprotokoll zu finden. Und 
gerade die „Verein igung der A r­
beiterparteien" ist eines der 
Hauptthemen fü r die je tzt ge­
forderte „Geschichte der D D R “. 
Dazu kommt, daß dem H istori­
ker in der Sowjetzone w eder 
statistische Unterlagen noch 
Zeugen zur Verfügung stehen. 
Einem Ostberliner Professor, 
der kürzlich guten W illens eine 
„Geschichte des 17. Juni 1953" 
schreiben wollte, wurde die B e­
fragung eines an der N ieder­
schlagung des Aufstandes be­
teiligten  Polizeiwachtmeisters 
von dessen Behörde m it dem 
Bemerken verw eigert: „Das hat 
damals alles im  ,Neuen Deutsch­
land' gestanden. Lassen Sie sich 
doch die Archivbände geben !“ 

Das Ergebnis: An ostzonalen 
Schulen werden ganze Seiten 
der Geschichtsbücher überklebt, 
ohne daß fü r die Lücken Ersatz 
geschrieben w ird. Und: In  der 
Sowjetzone w ird  im Juli 1956 
noch nach Geschichtsbüchern ge­
lehrt, die in der Sowjetunion 
bereits vor drei Monaten ein­
gestampft werden mußten . . *

Kein Verzicht auf Ostgebiete
Minister Kaiser vor 

Hannover (E igenm eldg.). Bun­
desminister Kaiser hat auf 
einem Bundestreffen der w est­
preußischen Landsmannschaft 
m it Nachdruck betont, daß die 
Lösung der deutschen F rage 
nur über eine gesamtdeutsche 
Regierung erfolgen könne. Der 
W eg  zu einer gesamtdeutschen 
Regierung führe über politische 
Regelungen mit allen v ier Mäch­
ten, die für die Teilung unseres 
Landes verantwortlich sind. 
„Man sollte uns aber nicht zu­
muten, den W eg  zu einer ge­
samtdeutschen Regierung m it 
Verzichten auf deutsche Gebiete 
zu erkaufen.“

Der M inister w ies darauf hin, 
daß sich die Heimatvertriebenen 
zu einer friedlichen Lösung der 
deutschen Frage bekannt und 
in der Charta der Heimatver-

Heimatveririebexsen
triebenen auf den Geist des 
Hasses und der Vergeltung ver­
zichtet hätten.

Die Po litik  von Potsdam habe 
keinen endgültigen Zustand ge­
schaffen. „Potsdam hat die Ent­
völkerung des deutschen Ostens 
von seinen angestammten deut­
schen Bewohnern als ein P ro ­
visorium herbeigeführt.“ Erst 
in den Verhandlungen um den 
Friedensvertrag werde über 
sein Schicksal entschieden, und 
bei, diesem Friedensvertrag 
werde eine gesamtdeutsche R e ­
gierung m it am Verhandlungs­
tisch sitzen. „W e il dem so ist, 
halten w ir  es auch fü r falsch, 
dem deutschen Volk heute R at­
schläge geben zu wollen, es 
solle auf die Ostgebiete Verzicht 
leisten“ , sagte Kaiser.



Wehrpflicht
(Fortsetzung- von Seite 2) 

w ird. Nicht zuletzt die Opposi­
tion gründet darauf ihre H off­
nungen, m ittels einer Verstän­
digung über den militärischen 
Status Deutschlands zur W ie­
dervereinigung zu kommen. Nun 
weiß heute noch niemand, w ie 
ein Sicherheitssystem in  M ittel­
europa aussehen müßte, das fü r 
alle vier ehemaligen Sieger­
mächte und’ Deutschland selbst 
annehmbar sein w ird . Jedoch 
zeigen die bisherigen Erörte­
rungen eine gewisse Tendenz, 
fremde Truppen zurückzuziehen, 
auch aus psychologischen und 
materiellen Gründen.
D ie AbscMedSparaden

Es lieg t uns fern, die sow je­
tischen Truppenabzüge aus der 
Zone zu überschätzen, zumal die 
Sowjets bei der Abschieds­
parade in Brandenburg m it 
Landeoperationen : modernster

und Einheit
Hubschrauber deutlich ' mach­
ten, daß sie gleich w ieder da- 
sein können. Aber eine sow je­
tische Tendenz zum Truppen­
abzug braucht trotzdem nicht 
nur Propaganda zu sein. Im  
W esten wiederum mehren sich 
ähnliche Stimmen, angefangen 
beispielsweise in England m it 
dem Eden-Plan bis zu den 
jüngsten Stimmen des liberalen 
„Manchester Guardian" und des 
konservativen Abgeordneten 
Boothby. Eine solche Entw ick­
lung ist aber nicht möglich und 
fü r uns aus Sicherheitsgründen 
jedenfalls unannehmbar, wenn 
dadurch ein m ilitärischer Hohl- 
raum in  Deutschland entstehen 
würde, der zu lokalen Abenteu­
ern geradezu herausfordern 
müßte. D ie Einheiten der kom­
munistischen Zonenarmee und 
die bewaffneten kommunisti­
schen Betriebsm ilizen sind für 
ein freiheitliches Deutschland

w irk lich nicht die passende Aus­
fü llung eines solchen Vakuums.

E in förderliches Element

Die Einführung der W ehr­
pflicht kann und soll ein 
bewegendes und förderliches 
Element fü r die internationale 
Erörterung der W iederverein i­
gung sein. A ber dazu gehört, 
daß w ir  nicht nur m ittelbar —  
eben durch den Beschluß der 
W ehrpflicht —  Bewegung hin- 
einbringen, sondern auch durch 
unmittelbares Anspreqhen und 
durch freim ütige Entwicklung 
von Grundsätzen fü r eine L ö ­
sung der deutschen Frage, ins­
besondere auch ihrer m ilitäri­
schen Seite. D ie vom  Bundes­
außenminister angekündigta 
Note an die v ier Mächte ist der 
gegebene Ansatzpunkt. D ie A u f­
gabe, die in  und m it dieser 
Note gestellt ist, ist gerade 
durch die vergangene W oche 
noch w ichtiger geworden, als 
sie ohnehin war.

„Endlich können wir die Buchsiaben „W as sollen wir nun machen, e? hat
wieder in die richtige Reihenfolge behauptet in der ganzen DDE gebe

bringen I" es keine Persönlichkeit 1"



BILDER DER WOCHE: Oben: Die Sowjets gaben das bisher von ihnen besetzte 

Rundfunkhaus in der Berliner Masurenaiiee an den Senat zurück. — Unten: US- 

Flottenverband besucht Hamburg. Der mit 17 000 Tonnen Wasserverdrängung schwerste 

Kreuzer der Welt „des Moiaes“ und ein Zerstörer legten aa der Übersee-Brücke fest.


